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F re i b u rg – S t a d t fü r A l l e ? ! D e z e m b e r 2 0 1 5 N r 3 8

„RECHT-AUF-STADT“-NETZWERK-TREFFEN
Jeden 2. Freitag im Monat um 20.30 Uhr. Alle
Interessierten sind herzlich eingeladen!
www.rechtaufstadt-freiburg.de

Welche Herausforderungen sind gemeint?
Die ständig steigenden Mieten, Fremdbestimmtheit durch
VermieterInnen, eine menschenwürdige dezentrale
Unterbringung von Flüchtlingen und Wohnungslosen in
Wohnungen und nicht in „Einrichtungen“, Auslaufen von
Sozialbindungen und die herrschende Logik, dass
Wohnraumversorgung über den Markt geregelt wird, sind
es leider nicht. Bis jetzt wird die soziale Frage, als die
zentrale Frage in der Wohnungspolitik, nicht diskutiert.
Weiterhin wird auf den Markt und seinen Sickereffekt
gehofft (Baue teure Wohnungen, dann fallen auch ein paar
Krümel für die Armen ab).

TERMINE:

- 08.12. 19 Uhr | Treffen des Freiburger Forums aktiv

gegen Ausgrenzung, Rasthaus, Adlerstr. 12

- 11.12. 20.30 Uhr | Recht aufStadt – Netzwerktreffen |

Mietshäuser-Syndikatsbüro, Adlerstr. 12

- 11.12. 20:00 Uhr | Benefizkonzert mit dem SUSI Chor

und Gästen aus Arfrika und Syrien für das rasthaus |

Festsaal Waldorfschule St. Georgen

Ein neuer Stadtteil – Für wen? Mit dem Umzug des DGB und der
Einzelgewerkschaften in ihr neues
Gewerkschaftshaus sind die Räume ideal
um ein solidarisches Miteinander zu
organisieren. Die Idee, das Haus mit Begegnungsräumen,
Bildungs- und Beratungsangeboten für Flüchtlinge und
andere marginalisierte Gruppen zu beleben, entspricht
unserer Meinung nach dem Grundgedanken einer
Gewerkschaft und unserem Verständnis einer
demokratischen Stadt: „Denn eine Stadt für Alle beschränkt
sich nicht auf ein Dach über dem Kopf, sondern umfasst
auch die soziale und kulturelle Teilhabe und die
Verfügbarkeit öffentlicher Räume“.

„RECHT-AUF-STADT“-NEWSLETTER
Mit unserem RaS-Newsletter informieren wir 2-3 mal
im Monat über „Recht auf Stadt“ Themen. Wer Infos
will, einfach Email an info@rechtaufstadt-freiburg.de

Das Ganze muss eben nicht nur ökologisch wie in der
Vauban sein! So sollte eine ökologische, aber gerade auch
eine soziale, selbstverwaltete und emanzipatorische
Alternative weg von Markt und Staat geschaffen werden,
eine Alternative zu dem, was uns tagtäglich als
ökonomische Notwendigkeit und Sachzwang präsentiert
wird.

Sozial, demokratisch und nicht nur ökologisch
Ein neuer Stadtteil bietet eine der wenigen Möglichkeiten,
die es in der Stadt noch gibt, ein neues, soziales und
ökologisches Quartier zu gestalten. Die letzten Jahre haben
gezeigt, dass die Stadtbau soziales und demokratisches
Wohnen nicht gewährleisten kann und die großen
Genossenschaften immer mehr wie normale Vermieter
agieren – von der üblichen
Immobilienverwertungskoalition ganz zu schweigen.

Es muss mit dieser Logik gebrochen werden, wohnen muss
als Gemeingut (Commons, soziale Infrastruktur) begriffen
werden und der Gebrauchswert im Mittelpunkt stehen.
Hierzu braucht es einen neuen sozialen Wohnungsbau.
Dieser kann nicht die reine Wiederauflage des alten
sozialen Wohnungsbau sein (Auslaufen der Bindungen,
keine demokratische Kontrolle durch die BewohnerInnen,
. . .). In einem solchen Stadtteil muss für vielfältige Wohn-,
Arbeits- und Lebensformen Platz sein. Also gerade für
Menschen, die aktuell wenig bis keine Chancen auf dem
Markt haben.

Modellprojekt für eine demokratische Stadt:
DGB-Haus sozial nutzen!
Anfang November haben wir, das „Recht auf Stadt“ -
Netzwerk, einen Offenen Brief veröffentlicht, in dem wir
ein alternatives Konzept für die Nutzung des ehemaligen

DGB-Hauses vorstellen.

Mit dem Motto „ Ein neuer Stadtteil entsteht – Chancen
nutzen, Herausforderungen meistern!“ lädt die Stadt die
Bevölkerung ein, ihr Anregungen für den neuen Stadtteil zu
geben.

Insbesondere könnten in dem Gebäude Elemente des
„Rasthauses“ für Flüchtlinge verwirklicht werden, einer
Initiative, die seit über 15 Jahren in Freiburg besteht.
Derzeit bietet immerhin das Mini-Rasthaus (rasthaus-
freiburg.org) in der Adlerstraße einen Ort für politisches
Engagement, für rechtliche und medizinische Beratung und
Deutschkurse. Die enorme Nachfrage beweist seine
wichtige Funktion. Die Räume reichen aber bei weitem
nicht aus. Das Problem ließe sich nur durch ein größeres
Gebäude lösen. So wäre auch die Verwirklichung weiterer
Elemente der ursprünglichen Rasthaus-Idee möglich, wie
z.B. Wohn- und Begegnungsräume und evtl. Arbeitsplätze
für Geflüchtete.
In einer ersten Reaktion musste der ver.di-Ortsverein
Freiburg nicht lange diskutieren, die Idee leuchtete sofort
ein, erklärt der stellvertretende Vorsitzende Werner Siebler
im Interview bei RDL.

Nun ist es am DGB, der Idee Raum zu geben!



STADT-FÜ R-ALLE-N ACH RI CH TEN (Rückblick vom 1 5. Oktober bis 1 5. N ovember)

Weiterführende Links zu den Meldungen findet ihr wie immer auf der Homepage www.rechtaufstadt-freiburg.de

1,5 MILLIONEN LEERSTEHENDE
WOHNUNGEN
In Deutschland gibt es nach Schätzung des
empirica-Institutes derzeit 1 ,5 Millionen
leerstehende Wohnungen. Dagegen fehlen
800.000 günstige Wohnungen. Anfang der 90er
Jahre gab es noch 4 Millionen Sozialwohnungen
in Deutschland, nun sind es gerade einmal noch
1 ,5 Millionen Sozialwohnungen.

SOLIDARITÄT STATT KONKURRENZ
Die Bundesarbeitsgemeinschaft
Wohnungslosenhilfe BAG W erklärt: "Die

Zuwanderung hat die Krise auf den

Wohnungsmärkten nicht ausgelöst, sondern

wirkt eher als Katalysator, der das ganze

Ausmaß der Fehlentwicklungen und politischen

Fehlentscheidungen der vergangenen Jahre

offen zu Tage treten lässt. Genannt werden muss

hier der drastische Rückgang des sozialen

Wohnungsbaus oder der Verkauf öffentlicher

Wohnungsbestände an private Investoren. "

Die BAG W richtet sich gegen alle Versuche
rechter Gruppierungen und Parteien, die
versuchen die Not Wohnungsloser – die sie
ansonsten als „Asoziale“ und „Penner“
beschimpfen, demütigen, prügeln und
totschlagen – für ihre rassistischen und
demokratiefeindlichen Parolen zu
instrumentalisieren.

Schnewlinstraße 7 an die IHK. Der geplanten
Erweiterung der IHK würden auch die
Kultureinrichtungen Crash und Drifters zum
Opfer fallen. Grethergelände und Grünhof
wollen nun das Gebäude selber kaufen. In
Zusammenarbeit mit dem Mietshäuser Syndikat
soll hier ein Projekt entstehen, das Kultur,
Gewerbe und im Falle einer Neubebauung auch
günstiges Wohnen unter Berücksichtigung
bisheriger Nutzungen verfolgt. Die Achse von
Hauptbahnhof bis Basler Tor zeichne sich durch
eine auch architektonisch nicht zu kaschierende
Monotonie von Büronutzungen aus, die jegliche
städtebauliche Durchmischung vermissen lasse.
Hier sei zugunsten großer Bauträgerprojekte an
den Bedürfnissen der Bevölkerung vorbei
geplant worden. Statt weiterer leerstehender
Büros benötige das Grün, benötige Freiburg
günstigen Wohnraum, günstige Gewerbeflächen
und Raum für (sub-)kulturelle Initiativen.

DGB-HAUS IN GÖTTINGEN BESETZT
Nicht nur in Freiburg gibt es den Plan,
leerstehende Immobilien des DGB anders zu
nutzen. In Göttingen gehen AktivistInnen
offensiver vor. Sie haben das seit 2009
leerstehende Gebäude besetzt. Angesichts des
akuten Mangels an bezahlbarem Wohnraum, der
unhaltbaren Zustände im Erstaufnahmelager in
Friedland und der geplanten
Massenunterbringungen von Geflüchteten in
Turnhallen sei der jahrelange Leerstand des
Gebäudes weder zu rechtfertigen noch weiter
hinzunehmen.
"Wir schaffen hier konkret Wohnraum für

Geflüchtete und andere Wohnungssuchende", so
die Initiative. In Göttingen zeigten der örtliche
DGB, aber auch die LINKE, die Grünen und die
SPD Verständnis für die Forderungen.

[FR] EX-KREISWEHRERSATZAMT: 6580
QM FÜR VERWALTUNG, KEIN PLATZ
FÜR BEZAHLBARES WOHNEN
Momentan finden im ehemaligen
Kreiswehrersatzamt in der Stefan-Meier-Straße
Renovierungsarbeiten statt. Ein Gebäudeteil
steht seit April 2014 leer, der andere ist seit
Februar 2015 ungenutzt. Die gesamte
Liegenschaft soll ab Januar 2016 als Standort für
die Bundesanstalt für Immobilienaufgaben
BimA, der die Gebäude gehören, genutzt
werden. Die BimA war bisher an drei Standorten
in Freiburg verteilt. Wäre nicht gerade in der
heutigen Zeit eine andere Nutzung sinnvoll?
Z.B. für Projekte, die bezahlbaren Wohnraum
schaffen, für Menschen mit niedrigem
Einkommen und auch für Flüchtlinge?

[FR] HISTORISCHE BAUSUBSTANZ
WIRD ZERSTÖRT
Das seit 2010 leerstehende Ratsstüble in der
Universitätsstraße nahe dem Rathausplatz soll
abgerissen werden - trotz Denkmalschutz. Die
Ursprünge des Gebäudes gehen auf das 12.
Jahrhundert zurück. Angeblich seien
Aufstockungen im 18. Jahrhundert dafür
verantwortlich, dass nun 80 Prozent der Mauern
abgetragen werden müssten und ein Erhalt nicht
möglich sei. Ab Januar 2016 soll der Abriss von
insgesamt 5 historischen Gebäuden in
Universitätsstraße und Rathausgasse beginnen.
EigentümerIn des Ganzen ist die Familie
Feierling-Rombach.

[FR] WOHNEN + KULTUR STATT IHK
Das Grethergelände richtet sich zusammen mit
dem Grünhof gegen den Verkauf der

[FR] VERBILLIGTE MEHRFACHFAHR-
KARTEN STATT ECHTES SOZIALTICKET?
16 Fahrten zum halben Preis, das ist wohl der
Kompromiss, auf den sich die Fraktionen im
Freiburger Gemeinderat beim Thema
Sozialticket einigen werden. Freiburg ist der
letzte Stadtkreis in Baden-Württemberg ohne
Sozialticket. VielfahrerInnen mit weniger Geld
werden von diesem Kompromiss nicht
profitieren, da mehrere rabattierte
Mehrfachkarten immer noch teurer sein werden,
als ein Monatsticket. Das Bündnis Sozialticket
für Freiburg betrachtet dieses Modell als ersten
Schritt und zeigt sich deshalb zufrieden mit
diesem Befriedungsvorschlag.

IMMER MEHR ABSCHIEBUNGEN AUS
FREIBURG
Allein zwischen dem 23. Oktober und dem 10.
November wurden drei Familien aus Freiburg in
Richtung Balkan abgeschoben. In einem Fall
wurde der älteste Sohn der Familie durch die
Abschiebung von seiner schwangeren Freundin
getrennt. Durch die verhängte
Wiedereinreisesperre könnte das Kind vom Vater
getrennt aufwachsen. Das Freiburger Forum
aktiv gegen Ausgrenzung erklärt zu den
Abschiebungen:
„ Wir verurteilen die Gewalt, die Menschen mit

dieser legalen Form der Deportation angetan

wird. Wir verurteilen dieses Mittel, Angst unter

den Flüchtlingen zu sähen. Wir verurteilen die

menschenverachtende Ignoranz gegenüber den

Fluchtgründen der Roma, einer über

Jahrhunderte ausgestoßenen und verfolgten

Minderheit, deren Angehörige im

Nationalsozialismus systematisch ermordet

wurden.“

[FR] PRAXIS IN NOTUNTERKÜNFTEN
RECHTSWIDRIG
Die Praxis, z.B. in der Freiburger Notunterkunft
OASE, nichtdeutsche EU Bürger nach drei
Tagen rauszuschmeißen, ist rechtswidrig. Zu
diesem Ergebnis kommt ein Rechtsgutachten der
BAG W. Die Betroffenen besitzen in der EU die
Freizügigkeit und haben nach Ordnungsrecht
Anspruch aufUnterbringung.

ENDLICH 0 TOLERANZ BEI
WOHNFLÄCHENBETRUG!
Schätzungen des Mieterbundes zufolge stimmen
bei jeder 2. bis 3. Wohnungen die im
Mietvertrag angegebene Wohnfläche nicht mit
der realen Fläche überein. Das hat u.a. negative
Konsequenzen bei der
Betriebskostenabrechnung. Seit einem BGH
Urteil aus dem Jahr 2004 gibt es eine Hürde von
10 Prozent Abweichung. Bis zu dieser Grenze
kann einE MieterIn kaum rechtlich gegen den
Betrug vorgehen. Angeblich soll diese hohe
Hürde nun im Sommer 2016 abgesenkt werden.

[FR] BILLIGBAUWESTARKADEN
Bei den durch den Investor Unmüßig errichteten
Westarkaden, die erst 2013 fertiggestellt wurden,
werden immer mehr Probleme bekannt. Nicht
funktionierende Heizungen, Lüftungen oder
Aufzüge, falsch eingebaute Duschen etc. Rund
130 MieterInnen haben sich auf Facebook
zusammengeschlossen. AnwältInnen sind
eingeschaltet. Unmüßig hatte die Westarkaden
nach der Fertigstellung an die Aik
Immobilienkapitalanlage-Gesellschaft aus
Düsseldorf und Immobilienwerte Hamburg
verkauft.
Merke: Wenn der erste baut um möglichst viel
Profit zu machen und es an den nächsten
verkauft, der wieder möglichst viel Profit
herauspressen will, muss irgendwer dafür
bezahlen: Und welch Überraschung: Es sind die
MieterInnen.




